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Stellungnahme der Deutschen Umwelthilfe  

zum Referentenentwurf einer Verordnung zur 

Überführung der jährlichen Minderungsziele in 

Jahresemissionsgesamtmengen für die Jahre 

2031 bis 2040 (JEGMV 2031–2040) 

Die Deutsche Umwelthilfe kritisiert den vorliegenden Entwurf der Jahresemissionsgesamtmengen 2031–

2040 in zentralen Punkten. 

Bereits formell ist zu beanstanden, dass die Rechtsverordnung verspätet vorgelegt wurde. Nach § 4 Abs. 

4 KSG hätte die Bundesregierung die Jahresemissionsgesamtmengen für die Jahre 2031 bis 2040 bis zum 

Ende des Jahres 2024 festlegen müssen. Der nun vorliegende Referentenentwurf soll nun am 25. März 

2026 beschlossen werden. Damit kommt die Bundesregierung ihrer gesetzlichen Pflicht deutlich verspätet 

nach. Gerade weil die Jahresemissionsgesamtmengen nach der Begründung des Entwurfs die „zentrale 

Steuerungsgröße“ des KSG darstellen, ist diese Verzögerung nicht bloß ein formaler Mangel, sondern Aus-

druck eines fortgesetzten Aufschubs klimapolitisch notwendiger Festlegungen. 

In der Sache ist der Entwurf grundlegend unzureichend. Die in der Anlage 3 des KSG angelegten jährlichen 

Minderungsziele und die nun im Verordnungsentwurf in absolute Jahresemissionsgesamtmengen über-

führten Werte sind nicht geeignet, ein für Deutschland verbleibendes CO2-Budget einzuhalten, das mit 

den Temperaturgrenzen des Pariser Klimaabkommens vereinbar ist. Der Verordnungsentwurf übernimmt 

die gesetzlichen Minderungsziele schlicht in absolute Emissionsmengen von 409 Mio. t CO2-Äq. im Jahr 

2031 bis 150 Mio. t CO2-Äq. im Jahr 2040, ohne sich überhaupt mit der Frage auseinanderzusetzen, ob 

dieser Emissionspfad innerhalb eines nationalen Restbudgets liegt, dass in der Lage wäre, zentrale und 

mit dem Pariser Klimaschutzabkommen kompatible Temperaturgrenzen einzuhalten. 

Besonders deutlich wird die Unvereinbarkeit des gesetzlichen und nun verordnungsförmig fortgeschrie-

benen Emissionspfads mit Paris-kompatiblen Budgets in der Stellungnahme des Sachverständigenrats für 

Umweltfragen vom 15. Oktober 2025 zu den Verfassungsbeschwerden gegen das Klimaschutzgesetz unter 

anderem vom der Deutschen Umwelthilfe: Danach war das deutsche CO2-Restbudget für eine Einhaltung 

der 1,5-Grad-Grenze mit 50 % Wahrscheinlichkeit bereits seit dem Jahr 2022 aufgezehrt; selbst das Budget 

für maximal 1,75 °C bei 67 % Wahrscheinlichkeit wird bei linearer Emissionsreduktion bereits 2033 er-

schöpft. 
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Auf diese Diskrepanz hat die DUH bereits in ihrer Verfassungsbeschwerde bzw. in der Replik auf die Stel-

lungnahmen vom 10. März 2026 hingewiesen. Selbst bei unterstellter Reduktion entsprechend der fest-

gelegten und nach § 4 Abs. 4 KSG noch festzulegenden Jahresemissionsgesamtmengen das durch das KSG 

zugelassene CO2-Budget sämtliche mit den Temperaturgrenzen des Pariser Klimaabkommens noch ver-

einbaren CO2-Budgets missachtet. 

Der vorliegende Entwurf genügt damit nicht den verfassungsrechtlichen Maßgaben des Art. 20a GG. Er 

setzt einen bereits unzureichenden gesetzlichen Reduktionspfad lediglich numerisch um, ohne sicherzu-

stellen, dass Deutschland einen ausreichenden Beitrag zur Einhaltung der Pariser Temperaturgrenzen leis-

tet. 

 

Anlagen: 

• Replik zur Stellungnahme BVerfG vom 10.03.2026 

Stand: 20.03.2026 

Bitte unterstützen Sie unsere Arbeit: www.duh.de/spenden 

Spendenkonto: SozialBank | Deutsche Umwelthilfe | IBAN: DE45 3702 0500 0008 1900 02 | BIC: BFSWDE33XXX 

 

Als gemeinnütziger und politisch unabhängiger Verein machen wir uns  
bereits seit 50 Jahren für Natur-, Umwelt- und Verbraucherrechte stark. Von der 
Einführung des Dosenpfands über unsere historische Klimaklage  
bis zum Kampf gegen Greenwashing-Kampagnen:  

Wir setzen Umweltschutz durch. Für uns alle. 
 

Transparent gemäß der Initiative Transparente Zivilgesellschaft,  
dem DZI Spenden-Siegel und dem Deutschen Spendenrat. 
 

 www.duh.de      info@duh.de      www.duh.de/newsletter-abo 
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